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Obligatorische Anschlussversicherung gem. § 188 Abs. 4 SGB V 
bei Leistungsberechtigung nach dem Asylbewerberleistungsgesetz  
 
 

Bei Personen, die Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz 

(AsylbLG) erhalten und sich im Grundleistungsbezug gemäß § 3 AsylbLG 

befinden, schließt sich nach Ende einer vorübergehenden versicherungs-

pflichtigen Beschäftigung im Sinne des § 5 Sozialgesetzbuch (SGB) Fünf-

tes Buch (V) bei erneutem Bezug von Grundleistungen nach dem 

AsylbLG die sogenannte obligatorische Anschlussversicherung gemäß 

§ 188 Abs. 4 SGB V an. Ein Austritt des Asylbewerberleistungsberechtig-

ten aus dieser Anschlussversicherung nach § 188 Abs. 4 S. 1 und 

2 SGB V ist nicht möglich, da ein Bestehen eines anderweitigen An-

spruchs auf Absicherung im Krankheitsfall regelmäßig nicht nachgewie-

sen werden kann. Aus demselben Grund greift auch der Ausschlusstat-

bestand des § 188 Abs. 4 S. 3 Var. 2 SGB V nicht. 

Dass ein anderweitiger Anspruch auf Absicherung im Krankheitsfall nicht 

nachgewiesen werden kann, folgt aus dem Urteil des Bundessozialge-

richts vom 10.03.2022 (Az. B 1 KR 30/20 R), wonach die Vorschrift des 

§ 5 Abs. 11 S. 3 SGB V, der zufolge bei Leistungsberechtigten nach dem 

AsylbLG eine Absicherung im Krankheitsfall bereits dann vorliegt, wenn 

ein Anspruch auf Leistungen bei Krankheit, Schwangerschaft und Geburt 

nach § 4 AsylbLG dem Grunde nach besteht, nicht entsprechend im Rah-

men des § 188 Abs. 4 S. 3 SGB V anzuwenden sei, weil beide 



 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Seite 2 von 2 Vorschriften entgegenstehende Regelungszwecke verfolgten und keine 

planwidrige Regelungslücke bestehe. Im Ergebnis schulden betroffene 

Leistungsberechtigte ihrer Gesetzlichen Krankenkasse die entsprechen-

den Versicherungsbeiträge. 

 

Vor diesem Hintergrund sind Versicherungsbeträge im Rahmen der obli-

gatorischen Anschlussversicherung gemäß § 6 Abs. 1 Satz 1 AsylbLG zu 

gewähren, soweit es sich nicht um Personen handelt, die nach 36 Mona-

ten Aufenthalt im Bundesgebiet über Leistungsansprüche gemäß 

§ 2 Abs. 1 Satz 1 AsylbLG in entsprechender Anwendung des SGB XII 

verfügen. 

 

Bitte händigen Sie den Betroffenen gegebenenfalls eine Bescheinigung 

zur Vorlage bei der Krankenversicherung aus, die die Mittellosigkeit be-

stätigt, sodass lediglich der Mindestbeitrag durch die Krankenkasse fest-

gesetzt wird. 

 

 

Im Auftrag 

gez. 

 

Günnel 


